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Entwicklungszusammenarbeit  
der Vereinten Nationen

Die Menschen weltweit aus der Armut zu befreien, ihnen die Chance 
auf ein Leben in relativem Wohlstand und in Eigenbestimmung zu ermög-
lichen, ist eines der Hauptziele der Vereinten Nationen. Die UN sind das 
Forum der Staatengemeinschaft für Diskussionen zu den Herausforderungen 
globaler Entwicklung und zur Festlegung globaler Entwicklungsziele. Darü-
ber hinaus beschäftigen sich mehr als drei Dutzend Organisationen der UN-
Familie mit verschiedensten Aspekten wirtschaftlicher und sozialer Entwick-
lung, Umwelt und Entwicklungszusammenarbeit. Dies führt stellenweise zu 
Doppelarbeit sowie mangelnder Abstimmung und Koordinierung. Neben 
dieser Zersplitterung stellt die unzureichende und zunehmend zweckgebun-
dene Finanzierung durch die UN-Mitgliedstaaten die größte Herausforde-
rung für die Zukunft der UN-Entwicklungszusammenarbeit dar.

Die Vereinten Nationen (United Nations 
– UN) haben sich in ihrem Gründungs­
dokument, der UN-Charta, das Ziel gesetzt, 
„internationale Probleme wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und humanitärer Art zu 
lösen“. Auf dieser Grundlage sind die UN 
seit ihrer Gründung im Jahr 1945 in vielfäl­
tiger Weise in der Entwicklungszusammen­
arbeit (EZ) tätig. Das Verständnis von EZ 
hat sich seitdem mehrfach gewandelt. Dies 
hatte zur Folge, dass sich auch das Man­
dat, die Strukturen und die Instrumente der 
Vereinten Nationen in der EZ kontinuier­
lich weiterentwickelt haben. 

Die EZ ist neben der Friedenssicherung, 
der humanitären Hilfe und dem Men­
schenrechtsschutz eine der vier Haupt­
aufgaben der Vereinten Nationen. Zwar 
stehen die Friedensmissionen mit ihren 
Blauhelmen und der Menschenrechtsrat in 
Genf stärker im Mittelpunkt der Aufmerk­
samkeit. Wenig bekannt ist jedoch, dass in 
finanzieller Hinsicht die EZ eine sehr viel 
größere Rolle spielt. So gaben die UN-Mit­
gliedstaaten im Jahr 2012 rund 23,9 Mrd. 
US-Dollar für Entwicklungszusammen­
arbeit und humanitäre Hilfe aus; die Mit­
tel für die Friedenssicherung  und für die 
Arbeit im Bereich Anwaltschaft, Normen 
und Standards betrugen je acht Mrd. US-
Dollar. 

Der Beitrag der Vereinten Nationen geht 
über die „operative“ Entwicklungszusam­
menarbeit vor Ort, im Sinne der Bereitstel­
lung von Grundversorgung und -dienst­
leistungen, weit hinaus. So sind einige 
UN-Organisationen dafür zuständig, die 
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Arbeitsbereich Bildung und Ausbildung. Jordanische Frauen in einem vom UNDP unterstützten  
Ausbildungszentrum in Jarash, Jordanien. Foto: Salah Malkawi / UNDP.
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Rahmenbedingungen zu schaffen, inner­
halb derer Entwicklung funktioniert. Von 
armutsorientierter Entwicklung spricht 
man, wenn von ihr insbesondere auch be­
nachteiligte und arme Bevölkerungsgrup­
pen langfristig profitieren. So setzt sich 
beispielsweise die Internationale Arbeits­
organisation (ILO) für Arbeitsstandards 
und Schutzbestimmungen etwa in den 
Textilfabriken Bangladeschs ein; die Welt­
gesundheitsorganisation befördert die in­

ternationale Zusammenarbeit bei der Ein­
dämmung der Schweine- oder Vogelgrippe, 
und das UN-Umweltprogramm unterstützt 
Partnerländer bei Anpassungsmaßnahmen 
an den Klimawandel. Dadurch leisten die 
Vereinten Nationen einen wichtigen Bei­
trag zur Bekämpfung der Ursachen von Ar­
mut und ungleicher Entwicklung. Darüber 
hinaus analysieren und bewerten UN-Or­
ganisationen globale Trends und erheben 
wichtige statistische Daten. Beispielswei­

se bewertet der Weltklimarat Ausmaß und 
Folgen des Klimawandels, sodass mit die­
sen Erkenntnissen auf den internationa­
len Klimakonferenzen Handlungsdruck 
erzeugt werden kann. Schließlich betäti­
gen sich UN-Organisationen vielfach als 
Anwalt oder Fürsprecher für die Interessen 
der Ärmsten der Armen und verschaffen 
diesen bei internationalen Verhandlungen 
in New York Gehör. All diese Tätigkeiten 
gehen über das traditionelle Verständnis 
von Entwicklung weit hinaus, das oft noch 
vom Bild des brunnenbohrenden Entwick­
lungshelfers geprägt ist. Gleichzeitig ist die 
Entwicklungszusammenarbeit der Verein­
ten Nationen ohne diese nicht-operativen 
Dimensionen nicht mehr zu denken, und 
es gibt sogar gute Gründe dafür, dass dieser 
Bereich in Zukunft noch wichtiger wird. 
Wie die Entwicklungszusammenarbeit ins­
gesamt, befindet sich auch die EZ der Ver­
einten Nationen im Umbruch hin zu einem 
erweiterten Verständnis von „Entwick­
lung“.

Ursprünge

Die Entwicklungszusammenarbeit als In­
strument der Weltgemeinschaft hat nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs und mit 
Beginn der Entkolonialisierung an Bedeu­
tung und Umfang gewonnen. Im Jahr 1944 
wurden auf einer Konferenz in Bretton 
Woods (USA) die entscheidenden Schritte 
zur Errichtung der Weltbank und des In­
ternationalen Währungsfonds (IWF) un­
ternommen. Diese beiden Institutionen 
nehmen eine wichtige entwicklungspoli­
tische Rolle ein, sind aber aufgrund ihrer 
eigenständigen Finanzierungs- und Auf­
sichtsmodalitäten nur lose mit dem UN-
System im engeren Sinne verbunden. Da­
her werden sie in dieser Basis-Information 
nicht vorgestellt. Die entwicklungspoliti­
schen Strukturen des Systems der Verein­
ten Nationen sind historisch gewachsen. 
Ihre Ursprünge reichen bis in die Zeit vor 
der Gründung der Vereinten Nationen 
1945 zurück. So wurde etwa die ILO bereits 
im Jahr 1919 geschaffen und 1946 dann als 
UN-Sonderorganisation in das UN-System 
eingegliedert. 

Als in den 1960er und 1970er Jahren vie­
le Staaten des globalen Südens unabhän­
gig wurden, führte dies bei den Vereinten 
Nationen dazu, dass die Mitgliederzahl von 
ursprünglich 53 Staaten auf rund 150 an­
stieg. Da die Mehrheit dieser jungen Staa­
ten auf Unterstützung, insbesondere beim 
Aufbau eines funktionierenden Staatswe­
sens, angewiesen war, stieg auch die Be­
deutung der Entwicklungszusammenarbeit 

Unter dem Motto „Delivering as One“ wurden in den letzten Jahren zahlreiche Neuerungen in der UN-
Entwicklungszusammenarbeit auf Länderebene eingeführt. Dazu gehören u.a. eine einheitliche Füh-
rung, ein gemeinsames Büro, einheitliche Programme sowie ein dazugehöriger Haushalt. Foto: DaO Ethiopia.

Fortschritte bei den Millenniums-Entwicklungszielen. Frauen in einer Klinik für sexuelle und  
reproduktive Gesundheit in Vietnam. Foto: Doan Bau Chau / UNFPA.



3

in den Vereinten Nationen. Dort reagierte 
man auf diese Herausforderung mit einem 
beispiellosen Aufbau von Strukturen und 
einer Ausweitung des Engagements. Mit­
hilfe ihrer Stimmenmehrheit setzten die 
Länder des globalen Südens die Gründung 
neuer Fonds und Programme beziehungs­
weise die entwicklungspolitische Ausrich­
tung bereits bestehender UN-Einrichtun­
gen durch. Je nach Zählweise sind heute 
insgesamt rund 37 verschiedene, in Größe 
und Aufgabenbereich höchst unterschiedli­
che Organisationen der Vereinten Nationen 
in der EZ tätig. Die wichtigsten UN-Ent­
wicklungsorganisationen werden am Ende 
dieser Basis-Information vorgestellt. Zu­
sammengenommen werden sie häufig als 
„UN-Entwicklungssystem“ bezeichnet. Al­
lerdings legt der Begriff eine Einheit nahe, 
die in Wirklichkeit nur in Ansätzen besteht. 

Grundstrukturen 

Das UN-Entwicklungssystem hat drei we­
sentliche Bestandteile. Dies sind zum ei­
nen die wichtigen Dialogforen, insbeson­
dere die Generalversammlung und der 
Wirtschafts- und Sozialrat, die Fonds und 
Programme sowie die UN-Sonderorgani­
sationen. Während in den Dialogforen die 
Mitgliedstaaten den Ton angeben, sind die 
Fonds und Programme juristisch gesehen 
Nebenorgane der Generalversammlung, 
was sie stärker der Autorität des UN-Ge­
neralsekretärs unterstellt. Im Gegensatz 
dazu verfügen die Sonderorganisationen 
aufgrund ihrer eigenen Gründungsver­
träge über weitreichende Autonomie und 
ihre Mitglieder setzen sich unterschiedlich 
zusammen. Beispielsweise sind in der ILO 
auch Arbeitgeber- und Arbeitnehmeror­
ganisationen vertreten. Mit dieser komple­
xen Grundstruktur gehen Überschneidun­
gen, eine Zersplitterung von Aktivitäten 
und Mitteln sowie teilweise auch Konkur­
renz unter den jeweiligen UN-Organi­
sationen einher. Gleichzeitig gibt es aber 
neben den Vereinten Nationen keinen an­
deren Akteur, der sämtliche Facetten von 
Entwicklung so umfassend abdeckt. 

Dialogforen
Das wichtigste Dialogforum für globale 
Fragestellungen – darunter auch Entwick­
lungsaufgaben – ist die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen. Sie ist ein 
repräsentatives Organ, da jeder Staat der 
Welt in ihr mit einer Stimme vertreten 
ist. Die Beschlüsse der Versammlung sind 
völkerrechtlich nicht bindend, aufgrund 
der breiten Beteiligungsgrundlage haben 
sie jedoch häufig ein hohes politisches 
Gewicht. Formal ist der Wirtschafts- und 

Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs)  
 
und die Zeit nach 2015

Wie kam es zur Verabschiedung der Millenniums-
Entwicklungsziele (Millennium Development Goals – 
MDGs)? Im September 2000 kamen die Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen, mehrheitlich vertreten durch die 
Staats- und Regierungschefs, in New York zusammen 
und verabschiedeten in der Millenniums-Erklärung eine 
Reihe von Entwicklungszielen zu Beginn des neuen Jahr-
tausends, die weit über sämtliche vorherigen Zielbestim-
mungen hinausgingen. Aus der Millenniums-Erklärung 
wurden die acht MDGs abgeleitet, deren Erfüllung sich 
die Weltgemeinschaft bis zum Jahr 2015 zum konkreten 
Ziel gesetzt hat. 

Worum geht es bei den MDGs? Der Zielkatalog spiegelt 
die Bemühungen wider, verschiedene Facetten von Ar-
mut gleichzeitig anzugehen. Übergeordnetes Ziel ist die 
Halbierung der in Armut lebenden Menschen (MDG 1), 
gemessen am Niveau von 1990. Weitere Ziele beziehen 
sich auf die universelle Bereitstellung einer Grundbildung 
(MDG 2), die Geschlechtergleichstellung und Förderung 
von Frauen (MDG 3), die Halbierung der Kindersterblich-
keit (MDG 4) und Müttersterblichkeit (MDG 5), die Be-
kämpfung von HIV/Aids, Malaria und anderen übertrag-
baren Krankheiten (MDG 6), ökologische Nachhaltigkeit 
(MDG 7) und eine Entwicklungspartnerschaft zwischen 
armen und reichen Ländern (MDG 8).

Sind die MDGs ein Erfolgsmodell? Die Bilanz fällt ge-
mischt aus. Allgemein anerkannt wird, dass die MDGs 
der Entwicklungszusammenarbeit neue Aufmerksamkeit 
und auch neue Mittel beschert haben. Erstmals in der 
Geschichte der EZ gab es mit den MDGs eine einheitliche 
Zieldefinition mit konkreten Vorgaben, auf die sämtliche 
Akteure weltweit hinwirken – bilaterale Geber genauso 
wie zivilgesellschaftliche Organisationen und die Verein-
ten Nationen –, und die leicht zu verstehen war. Kritiker 
heben hervor, dass sich die MDGs zu sehr auf die nega-
tiven Auswirkungen von Armut konzentrieren und die 
strukturellen Ursachen in den Hintergrund treten. Au-
ßerdem seien Qualitätsaspekte (eine „gute“ Grundschul-
bildung, die für den Arbeitsmarkt befähigt) zu wenig 
berücksichtigt und die gesetzten Ziele teilweise zu an-
spruchsvoll oder – im Gegenteil – zu wenig ambitioniert.

Wie weiter nach 2015? Sicher ist, dass die UN-Mitglied-
staaten bis zum Jahr 2015 nicht sämtliche MDGs erfüllen 
werden. Mit näher rückendem Enddatum ist deshalb eine 
Diskussion über einen Nachfolge-Zielkatalog entbrannt, 
die durch den Ruf nach „nachhaltigen Entwicklungszie-
len“ (Sustainable Development Goals – SDGs) im Rah-
men der „Rio+20-Konferenz“ im Juni 2012 zusätzlich an-
geheizt wurde. Ob und mit welcher Schwerpunktsetzung 
die Weltgemeinschaft im September 2015 einen neuen 
Zielkatalog verabschiedet, wird maßgebliche Auswirkun-
gen für die Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten 
Nationen und anderer Organisationen haben. 

© UN
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Sozialrat (ECOSOC) mit der Koordinie­
rung und Steuerung der wirtschaftlichen 
und sozialen UN-Aktivitäten betraut. Er 
kann allerdings keine verpflichtenden 
Entscheidungen fällen und richtet seine 
Empfehlungen deshalb an die Generalver­
sammlung. Der ECOSOC nimmt einen 
Großteil seiner Aufgaben durch Kommis­
sionen wahr. Hierzu zählen die fünf Re­
gionalkommissionen  für Afrika (ECA), 
für Asien und den Pazifik (ESCAP), für 

Europa (UNECE), für Lateinamerika und 
die Karibik (ECLAC) und für Westasien 
(ESCWA), die die wirtschaftliche Ent­
wicklung in den jeweiligen Regionen för­
dern. Zum anderen bestehen eine Reihe 
funktionaler Kommissionen, die zu spezi­
fischen Themengebieten wie z.B. Bevölke­
rungspolitik oder Gleichstellung der Frau 
arbeiten. Die Kommission für nachhaltige 
Entwicklung wurde 2012 in ein Hochran­
giges Politisches Forum über nachhaltige 

Entwicklung (High-level Political Forum 
on Sustainable Development) überführt. 
Beim ECOSOC sind schließlich über 3000 
Nichtregierungsorganisationen registriert, 
die über Beobachterstatus verfügen und 
sich an den zwischenstaatlichen Diskussi­
onen beteiligen können. 

Sonderorganisationen
Die Sonderorganisationen sind eigenstän­
dige internationale Organisationen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit und können 
autonom handeln. Sie stehen zwar in einer 
vertraglich geregelten Beziehung zu den 
Vereinten Nationen, verfügen aber über 
separate Satzungen, Organe und Haushal­
te. Weder die UN-Generalversammlung, 
noch der UN-Generalsekretär können 
ihnen Weisungen erteilen. Ihre Mitglied­
staaten leisten finanzielle Pflichtbeiträge, 
die hauptsächlich der Finanzierung der 
organisatorischen Fixkosten dienen, aber 
in Teilen auch für operative Aktivitäten 
verwendet werden. Zu den entwicklungs­
politisch aktivsten Sonderorganisationen 
gehören die Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation (FAO), die ILO, die 
Organisation für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (UNESCO) sowie die Weltge­
sundheitsorganisation (WHO). 

Im Rahmen ihrer jeweiligen Mandate sind 
die Sonderorganisationen auf verschiede­
nen Ebenen tätig. So wirken sie wesentlich 
an der Entstehung und Weiterentwick­

Institutionelle Struktur des EZ-Systems der Vereinten Nationen

           Fonds und Programme Sonderorganisationen Zwischenstaatliche Gremien
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Hauptaufgabe: 
operative Durchführung der  
technischen Zusammenarbeit

Hauptaufgabe: 
Normsetzung*, aber auch  
operative Durchführung 
 
* ausgenommen Weltbankgruppe

Hauptaufgabe: 
Meinungsbildung und Beschlussfas-
sung

Stehen unter Aufsicht und Steue-
rung durch die Generalversammlung

Sind den UN vertraglich verbunden, aber 
autonom; unterstehen nicht der Kontrolle 
durch die Generalversammlung

Steuerung der Fonds, Programme  
und Koordinierung der Sonder- 
organisationen

Arbeitsbereich Zivilgesellschaft. Freie Medien und allgemeiner Zugang zu Kommunikation sind  
wichtige Grundvoraussetzungen für eine demokratische Gesellschaft. Deswegen unterstützt das UNDP  
zusammen mit anderen Partnern zum Beispiel unabhängige Medien wie hier eine Radiostation im west-
afrikanischen Benin.  Foto: Felicien Gohoungo / UNDP.

Quelle: Silke Weinlich, Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen. Eine Analyse des Verhaltens und der Positionierung wichtiger 
Staaten gegenüber Reformoptionen., DIE Studies 55, Bonn 2010, S. 23.
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lung weltweit gültiger Normen, Standards 
und Empfehlungen mit und fördern und 
kontrollieren deren Umsetzung. Die Son­
derorganisationen sind zudem auf den 
Gebieten Forschung, Information und 
Dokumentation tätig. Schließlich planen 
die Sonderorganisationen entwicklungs­
politische Maßnahmen im Rahmen ihrer 
Arbeitsschwerpunkte und setzen sie um.

Fonds und Programme
Zu den entwicklungspolitisch aktivsten 
Fonds und Programmen der Vereinten 
Nationen zählen das Entwicklungspro­
gramm (UNDP), der Bevölkerungs­
fonds (UNFPA), das Umweltprogramm 
(UNEP) sowie, mit Schwerpunkt auf der 
humanitären Hilfe, das Kinderhilfswerk 
(UNICEF) und das Welternährungspro­
gramm (WFP). Obwohl auch ihre Arbeit 
mit den normativen Grundlagen der Ver­
einten Nationen verbunden ist, leisten 
die Fonds und Programme hauptsächlich 
operative Arbeit vor Ort. Ihr Schwerpunkt 
liegt auf der technischen Zusammenarbeit 
und Kapazitätsentwicklung, das heißt im 
Vordergrund steht die Stärkung der Leis­
tungsfähigkeit von Menschen und Orga­
nisationen – etwa durch die Bereitstellung 
von Beratungen oder Schulungen. Fonds 
und Programme finanzieren sich nahezu 
ausschließlich aus freiwilligen Beiträgen. 

Wie der Überblick zeigt, ist das UN-Ent­
wicklungssystem weitgehend dezentral or­
ganisiert; so gibt es de facto keine zentrale 
Steuerungsinstanz, die die Arbeit sämtli­
cher Organisationen lenken könnte. Die 
MDGs und andere, von den Mitgliedstaa­
ten vereinbarte Entwicklungsziele geben  
aber eine grobe Marschrichtung für das 
UN-System vor.

Mandat 

Die UN-Entwicklungszusammenarbeit 
ist breit gefächert. Das Mandat laut UN-
Charta ist allgemein gehalten: In Artikel 
1 Absatz 3 setzen sich die Mitgliedstaa­
ten das Ziel, „eine internationale Zusam­
menarbeit herbeizuführen, um internatio­
nale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, 
kultureller und humanitärer Art zu lösen“. 
Dieses Mandat haben die Mitgliedstaaten 
in den jeweiligen Gründungsdokumen­
ten und Aufsichtsgremien der einzelnen 
UN-Organisationen weiter ausformuliert. 
Seit September 2000 sind die Millenni­
ums-Entwicklungsziele (näheres dazu sie­
he Kasten S. 3) zu einem übergreifenden 
Mandat der UN-Entwicklungszusammen­
arbeit geworden. 

Finanzierung

Die Entwicklungszusammenarbeit im 
Rahmen der UN finanziert sich vor allem 
durch freiwillige Beiträge. Trotz früherer 
Versuche, einen zentralen Finanzierungs­
mechanismus für das gesamte System zu 
schaffen, ist aktuell jede Organisation für 
das Einwerben von Mitteln selbst verant­
wortlich. Der Großteil der Mittel kommt 
dabei von – überwiegend westlichen – 
Staaten, die ihre Beiträge als Teil ihrer 
Entwicklungshilfe (Official Development 
Assistance – ODA) verbuchen. Diese tra­
ditionellen Geber kamen im Jahr 2012 für 

61 Prozent der Gelder für operative Tätig­
keiten – d.h. Entwicklungszusammenar­
beit und humanitäre Hilfe – auf (15,8 von 
insgesamt 23,9 Mrd. US-Dollar). Die USA 
führen die Liste der Beitragszahler seit 
Jahren an, mit einigem Abstand gefolgt 
von Großbritannien, Japan, Norwegen 
und Schweden. 

Trotz beachtlicher finanzieller Beiträge an 
das UN-System in anderen Bereichen ent­
sprechen die deutschen freiwilligen Leis­
tungen seit Jahren nicht dem, was Deutsch­
land dank seiner Wirtschaftskraft zahlen 
könnte. In der Liste der Beitragszahler be­

Arbeitsbereich Schulbildung. Kinder in einer vom UNDP unterstützten Grundschule in Myanmar. Im 
zweiten Millenniums-Entwicklungsziel wird gefordert, dass bis zum Jahr 2015  Kinder in der ganzen Welt, 
Jungen und Mädchen, eine Grundschulbildung vollständig abschließen können. Laut MDG-Bericht 2014 
besuchen 90 Prozent der Kinder in Entwicklungsländern eine Grundschule.  Foto: Tom Cheatham / UNDP.

Stärkung von Frauen. Diese Bäckerinnenkooperative in der Demokratischen Republik Kongo arbeitet 
selbstorganisiert und hat die Aufgaben in vier Gruppen unterteilt, die in Schichten arbeiten. Foto: UNDP.
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Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP)

Das Entwicklungsprogamm der Vereinten Nationen (United Nations Develop-
ment Programme – UNDP) arbeitet in rund 177 Ländern und Gebieten daran, 
die Entwicklungschancen von in Armut lebenden Menschen zu verbessern. Im 
Jahr 1965 gegründet, ist es die maßgebliche Organisation der Vereinten Nati-
onen für Entwicklungsfragen. Das Aufgabenfeld des UNDP ist breit gefächert. 
Armutsreduzierung, das Erreichen der MDGs, demokratische Regierungsfüh-
rung und Maßnahmen zur Krisenprävention gehören ebenso dazu wie Um-
weltschutz und nachhaltige Entwicklung. Schließlich ist das UNDP auch zu-
ständig für die Residierenden Koordinatoren, die vor Ort für die Absprache 
zwischen den verschiedenen UN-Organisationen verantwortlich und gleich-
zeitig wichtige Ansprechpartner für die Regierungen der Partnerländer sind. 
Für das UNDP arbeiten rund 8000 Bedienstete weltweit. Sein jährlicher Haus-
halt liegt bei etwa fünf Mrd. US-Dollar. Seit 1990 gibt das UNDP regelmäßig 
den Bericht über die menschliche Entwicklung (Human Development Report) 
heraus, der als Ideengeber eine herausragende Rolle in der entwicklungspoli-
tischen Debatte spielt. Der darin enthaltene Index gibt jährlich darüber Aus-
kunft, welchen Entwicklungsstand die Staaten weltweit erreicht haben.

legt die Bundesrepublik Plätze im unteren 
Drittel der Top Ten, Platz 8 im Jahr 2012. 
Das UN-System zeichnet sich dadurch aus, 
dass auch Entwicklungs- und Schwellen­
länder Gelder auf freiwilliger Basis bei­
tragen. Ihre Beiträge beliefen sich im Jahr 
2012 auf rund elf Prozent (3,1 von 23,9 
Mrd. US-Dollar). Ein Großteil davon wird 
allerdings von Staaten für UN-Entwick­
lungsarbeit im eigenen Land beigetragen. 
Bislang schlägt sich also die wachsende 
entwicklungspolitische Rolle sogenannter 
nicht-traditioneller Geldgeber wie China, 
Indien oder Brasilien im UN-System finan­
ziell nur wenig nieder. Der wichtigste Wan­
del in der letzten Dekade erfolgte durch 
den starken Anstieg der Beiträge von nicht-
staatlichen Akteuren – Wirtschaftsakteu­
re, Nicht-Regierungsorganisationen wie 
die nationalen Ausschüsse von UNICEF, 
hybride öffentlich-private Akteure wie der 
Globale Fonds zur Bekämpfung von Aids, 
Tuberkulose und Malaria oder andere in­
ternationale Organisationen. Ihr Anteil ist 
mittlerweile auf fast zwanzig Prozent ange­
wachsen, die Europäische Union trägt noch 
einmal weitere sieben Prozent bei. Zwar 
waren die Vereinten Nationen in den letz­
ten 15 Jahren insofern erfolgreich, als dass 
die eingeworbenen Mittel in ähnlichem 
Maße wie die ODA-Mittel weltweit anstie­
gen. Im Nachgang der globalen Finanzkrise 
2009 ist jedoch eine Stagnation der Beiträge 
festzustellen. Weitaus gravierender ist al­
lerdings, dass sich die Qualität der Beiträge 
grundsätzlich verschlechtert hat. So erhal­
ten die UN-Organisationen mittlerweile ei­
nen Großteil der Beiträge mit Auflagen für 
deren Verwendung, etwa der Bindung der 
Mittel an ein bestimmtes Land, für eine be­
stimmte Tätigkeit oder für ein bestimmtes 
Projekt („zweckgebundene Finanzierung“). 
Demgegenüber machen die ungebundenen 
Kernbeiträge, über deren Verwendung die 
UN-Organisationen innerhalb der Grenzen 
ihres Mandats nach Maßgabe von Dring­
lichkeit und Bedarf eigenständig bestim­
men, einen immer geringeren Anteil aus. 

Die Vereinten Nationen spielen schließ­
lich eine wichtige Rolle in der Debatte um 
die globale Entwicklungsfinanzierung. 
Nachdem mit den MDGs weltweite Ziele 
für die Entwicklungszusammenarbeit ver­
einbart worden waren, ging es während 
der UN-Konferenz über Entwicklungsfi­
nanzierung 2002 in Monterrey (Mexiko) 
um die Finanzierung ihrer Umsetzung. 
Im Rahmen des sogenannten „Konsens 
von Monterrey“ zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern wurde dort verein­
bart, dass Entwicklungsländer zwar ihrer 
eigenen Verantwortung für die Armutsre­

Arbeitsbereich Landwirtschaft. Syldio Murengerantwari aus Ruanda ist einer von rund 700.000 
Kleinbauern, die von einer von UNDP und UNCDF gemeinsam getragenen Initiative profitieren. Ihnen 
wurde bei der Anschaffung von Weidevieh geholfen, aber auch die Infrastruktur wurde verbessert.  
Unter anderem wurde eine Brücke gebaut, die sein Dorf mit der nahegelegenen Stadt verbindet und  
so den Zugang zum dortigen Markt erleichtert. Foto: Shravan Vidyarhi / UNDP.

Plakatserie des UNDP.
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duzierung besser gerecht werden sollten, 
die Industriestaaten dies aber vor allem 
durch ein offeneres Handelssystem und 
mehr Entwicklungsfinanzierung tatkräftig 
unterstützen müssten. Als Teil dieser „glo­
balen Partnerschaft“ wurde dabei das Ziel 
bekräftigt, dass die Industrieländer 0,7 
Prozent ihres Bruttonationaleinkommens 
für Entwicklungsprojekte und 0,15-0,2 
Prozent für die am wenigsten entwickel­
ten Länder (least developed countries – 
LDCs) aufwenden sollen. Mit Ausnahme 
weniger Länder wie Schweden, Norwegen 
und Großbritannien haben die Industrie­
länder, darunter auch Deutschland, diese 
Zusage bisher nicht erfüllt. 

Stärken und Schwächen

Durch ihre universelle Mitgliedschaft, ihre 
formell gleichberechtige Entscheidungs­
findung und die Verbindung von norma­
tiver und operativer Arbeit unterscheiden 
sich die Vereinten Nationen grundsätzlich 
von anderen Entwicklungsakteuren. Die­
se Prinzipien verleihen den UN Legitimi­
tät und sind ein klarer Vorteil gegenüber 
der bilateralen Entwicklungszusammenar­
beit. Die UN-Entwicklungszusammenar­
beit genießt in den Partnerländern häufig 
hohe Akzeptanz, so können sich UN-Orga­
nisationen in sensiblen Politikfeldern und 
in „schwierigen“ oder fragilen Ländern en­
gagieren. Auch sind viele UN-Organisati­
onen weltweit präsent. In vielen Konflikt- 
und Post-Konfliktsituationen sind sie die 
einzigen, die von Anfang an vor Ort sind. 
Das breite Mandat und Aufgabenspektrum 
ermöglicht es, diplomatische, humanitä­
re, entwicklungspolitische und militäri­
sche Instrumente integriert zu verwenden, 
auch wenn es in der Praxis oft zu Reibungs­
verlusten kommt. Das UN-System leistet 
schließlich substanzielle Beiträge zum glo­
balen Entwicklungsdiskurs (etwa mit den 
Berichten zur Menschlichen Entwicklung) 
und erbringt wichtige Dienste bei der Fest­
legung globaler Normen und Standards. 

Die wichtige Rolle der UN im Bereich 
der Entwicklungspolitik steht allerdings 
von innen und außen unter Druck. Ent­
scheidungen über verwandte Themen mit 
großen entwicklungspolitischen Aus­
wirkungen – Handel, Wirtschaftspolitik, 
Finanzen – wurden schon früh in Or­
ganisationen verlagert, in denen die In­
dustriestaaten eine Vormachtstellung ha­
ben. Es fällt den 193 Staaten schwer, sich 
auf Prioritäten für globale Entwicklungs­
politik ebenso wie für die Ausrichtung der 
UN-Entwicklungspolitik zu einigen. Eine 

stärkere Kohärenz des Gesamtsystems 
wird durch die oftmals wenig abgestimm­
ten Politiken in den unterschiedlichen 
UN-Organisationen unterlaufen. 

Das historisch gewachsene, komplexe In­
stitutionengefüge ist seinerseits schwer­
fällig, die Abstimmung der einzelnen Or­
ganisationen miteinander ist, ebenso wie 
die Steuerung des Gesamtsystems, eine 
Herkulesaufgabe. Effizienzverluste, Kon­
kurrenz, Doppelungen, und kleinteili­
ge Projekte sind oft die Konsequenz und 
mindern die Qualität der Unterstützung, 
die Entwicklungsländer von den UN-Or­
ganisationen erhalten. Bei vielen traditio­
nellen Gebern hat die UN-Entwicklungs­
zusammenarbeit einen schlechten Ruf. 
Allerdings tragen die Geber durch die Be­
dingungen, die sie an einen Großteil der 
den UN zur Verfügung gestellten Gelder 
knüpfen, genau zu den Problemen bei, de­
ren Auswirkungen sie beklagen. Durch die 
unsichere und fluktuierende Finanzierung 
werden Organisationen in ihrer Planungs- 
und Strategiefähigkeit stark eingeschränkt 
und es entsteht ein unproduktiver Wettbe­
werb zwischen UN-Organisationen. Letzt­
lich untergräbt diese Finanzierungspraxis 
auch den Grundgedanken multilateraler 
Zusammenarbeit, da ein abgestimmtes 
und gemeinsames Vorgehen aller beteilig­
ten Mitgliedstaaten umgangen wird. 

Reformdebatte

Das UN-System ist seit Jahrzehnten Ziel 
von Reformbestrebungen, die unter ande­
rem darauf abzielen, den institutionellen 
Wildwuchs einzuhegen. Erste Vorschläge 

zur Rationalisierung wurden bereits in den 
1960er Jahren formuliert. Groß angelegte 
Reformvorhaben wie die Zusammenlegung 
einzelner Organisationen blieben bisher 
allerdings die Ausnahme. Das wichtigste 
Ergebnis der auf dem Weltgipfel 2005 an­
gestoßenen letzten größeren Reformrunde 
stellt die Gründung von „UN-Women“ dar, 
in der vier bestehende Institutionen zum 
Thema Frauen und Gender zusammen­
geführt wurden. Darüber hinaus haben 
die Mitgliedstaaten in den letzten Jahren 
verstärkt auf Maßnahmen zur Verbesse­
rung der Zusammenarbeit und Koordinie­
rung vor Ort gesetzt. Als wichtige Neue­
rung wurde dabei der Ansatz „Delivering 
as One“ für einen Teil der Länder einge­
führt, in denen die UN aktiv sind. Diesem 
Ansatz aus dem Jahr 2006 zufolge handeln 
die UN-Organisationen unter einheitlicher 
Führung („One Leader“) und gebündelten 
Kräften in einem gemeinsamen Büro („One 
Office“), auf Grundlage eines einheitlichen 
Programms („One Programme“) und des 
dazugehörigen Haushalts („One Budget“). 
Eine Evaluierung der Pilotversuche hat al­
lerdings gezeigt, dass Veränderungen auf 
der Länderebene zwar durchaus Erfolge 
zeitigen (z.B. mehr übergreifende Projekte, 
flexiblere Reaktion auf Prioritäten der Re­
gierung), diesen dabei aber enge Grenzen 
gesetzt sind, solange die systemischen Pro­
bleme auf Ebene der Hauptquartiere nicht 
stärker angegangen werden.

In den letzten Jahren wurde der gestiege­
nen Bedeutung von Umwelt und nach­
haltiger Entwicklung Rechnung getragen 
und Versuche unternommen, das Thema 
innerhalb des UN-Systems aufzuwerten. 
Zwar konnten sich die Staaten auf dem 

Arbeitsbereich Post-Konfliktländer. Chanthavone Inthavongsy arbeitet als Minenräumerin in der Demo-
kratischen Volksrepublik Laos. Auch nach Beendigung von Konflikten wie Bürgerkriegen ist in den betrof-
fenen Ländern viel zu tun. Die Infrastruktur ist zerstört, die Menschen sind traumatisiert. In vielen Gebieten 
müssen oft noch jahrzehntelang Landminen und andere Sprengkörper beseitigt werden. Foto: Uxo Lao / UNDP.
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von Entwicklungsproblemen ihre Kräf­
te bündelten. Spätestens seit dem Welt­
gipfel über Umwelt und Entwicklung im 
Jahr 1992 prägen zunehmend auch pri­
vate Stiftungen, NGOs, Verbände und 
Forschungseinrichtungen die EZ. Eine 
Vielzahl der Entwicklungsprobleme, an 
deren Bewältigung die Vereinten Natio­
nen arbeiten, lassen sich heute ohne die 
Zusammenarbeit mit bzw. den Beiträ­
gen von nichtstaatlichen Akteuren kaum 
mehr sinnvoll lösen. Der Vergleich von 
staatlicher Entwicklungshilfe mit anderen 
wichtigen Finanzströmen wie Privatinves­
titionen, Rücküberweisungen von Emi­
granten, Stiftungsgeldern usw. zeigt, dass 
das Gewicht der ODA stetig abnimmt. 
Um den neuen Entwicklungsherausfor­
derungen gerecht zu werden, ist es für die 
UN zukünftig notwendig, die Partner­
schaft mit anderen Akteuren zu suchen. 
Aus diesem Grund hat Generalsekretär 
Ban Ki-moon die Einrichtung eines neuen 
Partnerschaftsgremiums („Partnership Fa­
cility“) vorangetrieben. Auch die Initiati­
ve für eine parlamentarische Kammer bei 
den Vereinten Nationen gewinnt stetig an 
Fürsprechern.

Unterschiedliche globale  
Armutstrends
Die Welt entwickelt sich in unterschied­
lichem Tempo. Eine erste Gruppe von 
Staaten, in denen gewaltsame Konflikte 
herrschen bzw. bis vor kurzem herrsch­
ten – dies sind rund 30 Länder weltweit –, 
scheint vom globalen Wachstum abgekop­
pelt zu sein. In diesen Ländern leben sehr 
viele Menschen in Armut, weshalb die tra­
ditionelle EZ der Vereinten Nationen hier 
auch künftig eine wichtige Rolle spielen 
wird. Daneben kristallisiert sich eine zwei­
te Gruppe von Ländern mittleren Ein­
kommens heraus, die in den nächsten Jah­
ren voraussichtlich stark anwachsen wird. 
In diesen Ländern lebt zwar auch eine 
große Anzahl von Menschen in Armut. 
Vor dem Hintergrund der hohen Wachs­
tumsraten in diesen Ländern wird jedoch 
erwartet, dass grundlegende Entwick­
lungsprobleme zunehmend aus eigener 
Kraft bewältigt werden können. Ange­
sichts der skizzierten Armutstrends ist 
eine Option, die von politischen Vertre­
tern für die Zukunft der UN-Entwick­
lungszusammenarbeit diskutiert wird, 
dass sich die UN künftig insbesondere auf 
die ärmsten Bevölkerungsgruppen („Bot­
tom Billion“) konzentrieren, die überwie­
gend in der Gruppe der fragilen Staaten 
und der Länder mit niedrigem Einkom­
men leben. Unabhängig von der Ausrich­
tung ist bereits heute klar, dass der Bedarf 

Rio+20-Gipfel nicht darauf einigen, das 
UN-Umweltprogramm (UNEP) substan­
ziell zu stärken. Sie richteten dafür aber 
das „Hochrangige Politische Forum über 
nachhaltige Entwicklung“ ein, das die 
Kommission für nachhaltige Entwicklung 
ersetzt und innerhalb der Vereinten Na­
tionen die Führung in Fragen dieses The­
menbereichs übernimmt.

Herausforderungen 
und Perspektiven

Die Herausforderungen für die EZ der 
Vereinten Nationen ändern sich kontinu­
ierlich. Welche Herausforderungen am 

wichtigsten sind, darüber bestehen bei 
den Akteuren unterschiedliche Ansich­
ten. Die Entwicklungsforschung hat vier 
Trends identifiziert, von denen erwartet 
wird, dass sie in Zukunft spürbare Aus­
wirkungen auf die Entwicklungszusam­
menarbeit der Vereinten Nationen haben 
werden. 

Wandel der Beziehung zwischen 
Staat und Markt
Traditionell wurde Entwicklungszusam­
menarbeit in erster Linie als die Aufga­
be der Staaten angesehen und die Verein­
ten Nationen als „verlängerter Arm“ der 
Staaten, die zur gemeinsamen Bearbeitung 

Arbeitsbereich Finanzierung. Die UN organisieren, häufig zusammen mit anderen Ländern oder  
Organisationen, Geberkonferenzen wie hier im März 2010 in Haiti. Das Land war nach einem schwe-
ren Erdbeben zu großen Teilen zerstört. Ziel solcher Konferenzen ist es, internationale Unterstützung für 
Nothilfe, Entwicklungsmaßnahmen und den Wiederaufbau zu generieren. Foto: Eskinder Debebe / UN Photo.

Arbeitsbereich Demokratieförderung. Vom UNDP unterstützte Wahlen in Timor-Leste. Insbesondere 
junge Demokratien sind auf logistische Hilfe bei Vorbereitung, Durchführung und Auszählung demokra-
tischer Wahlen angewiesen.  Foto: Sandra Magno / UNDP.
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an Unterstützung vom UN-System mehr 
spezialisierte Entwicklungsberatung ein­
fordert, um den spezifischen Entwick­
lungsherausforderungen stärker gerecht 
zu werden.

Wandel der Akteurslandschaft
Das globale Entwicklungssystem ist ge­
prägt von einer Zunahme an handelnden 
Akteuren. Der Aufstieg von Schwellen­
ländern wie China, Brasilien und Indien, 
die zukünftig stärker bei der Finanzie­
rung der EZ der UN eingebunden wer­
den sollten, sowie die wachsende Be­
deutung von Staatenkoalitionen wie der 
G8 oder der G20 sind Ausdruck die­
ses Trends. Insbesondere das Verhältnis 
zwischen den UN und den G20 ist von 
Bedeutung, da die zur Bewältigung der 
globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 
geschaffene Gruppe wichtigster Indust­
rie- und Schwellenländer sich auch mit 
entwicklungspolitisch relevanten Themen 
beschäftigt. Deren schlanken Entschei­
dungsstrukturen können die UN aller­
dings eine universelle Mitgliedschaft und 
die gleichberechtigte Teilhabe der Ent­
wicklungsländer entgegensetzen. 

Wandel der  
Entwicklungsanforderungen
Schließlich ist festzustellen, dass sich die 
Anforderungen an Entwicklung weiterhin 
stetig ändern werden. Globale Herausfor­
derungen, wie die Begrenzung des Klima­
wandels, das Management von Finanz- 
oder Migrationsströmen oder nachhaltige 
Ressourcennutzung, treten zunehmend an 
die Stelle national begrenzter Herausfor­
derungen. Um für zukünftige Generatio­
nen Entwicklungschancen zu bewahren, 
müssen diese Herausforderungen wirksam 
angegangen werden. Dieser Trend ist eng 
verknüpft mit der Debatte um nachhaltige 
Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 
(siehe Kasten Seite 3), an deren Leitbild 
die UN-EZ in den kommenden Jahren 
ausgerichtet werden soll.

Auf Grundlage des komparativen Vor­
teils der UN-EZ in der globalen Normset­
zung und der engen Verbindung zwischen 
normativem und operativem Mandat, be­
stünde ihr Beitrag dabei vor allem in der 
Erarbeitung der normativen Grundlagen 
nachhaltiger Entwicklung in sämtlichen 
Staaten und in der Bereitstellung globa­
ler öffentlicher Güter. Welchen Weg die 
Vereinten Nationen in der Entwicklungs­
zusammenarbeit zukünftig gehen wer­
den, hängt demnach entscheidend von der 
Ausgestaltung des Nachfolge-Zielkatalogs 
zu den MDGs ab.

Arbeitsbereich Bewusstseinsbildung. Das „Match Against Poverty“, das von den weltbekannten 
Fußballern Ronaldo und Zinédine Zidane in Zusammenarbeit mit dem UNDP initiiert wurde, fand im 
März 2014 bereits zum elften Mal statt. Foto: Peter Klaunzner / UNDP.

UNDP-Administratorin Helen Clark bei der Vorstellung des Berichts über die menschliche Entwick-
lung (Human Development Report) 2014 in Tokio. Die Erhebung und Verbreitung von Daten und Sta-
tistiken sowie neuen Trends in der Entwicklungspolitik gehören ebenfalls zu den Aufgaben des UNDP. 
Der jährlich erscheinende Bericht über die menschliche Entwicklung enthält den aktuellen Index der 
menschlichen Entwicklung (HDI), der Aufschluss über das menschliche Wohlergehen in einem Land 
gibt. Er kombiniert Indikatoren für die Lebenserwartung, die Alphabetisierung, die Einschulungsquote 
und das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf. Die HDI-Rankings werden jedes Jahr neu berechnet, unter 
Heranziehung der aktuellsten international vergleichbaren Daten für Gesundheit, Bildung und Einkom-
men. 2010 führte der Bericht über die menschliche Entwicklung drei neue Indizes ein: den Ungleichheit 
einbeziehenden HDI (IHDI), den Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit (GII) und den Index der 
mehrdimensionalen Armut (MPI). 2014 ist der Index der geschlechtsspezifischen Entwicklung (GDI) neu 
hinzugekommen, der die HDI-Werte von Frauen und Männern in einem Land gegenüberstellt und mit-
einander vergleicht. 
Die deutsche Ausgabe des Berichts wird seit 1994 von der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Na-
tionen (DGVN) herausgegeben. Der aktuelle Bericht „Den menschlichen Fortschritt dauerhaft sichern: 
Anfälligkeit verringern, Widerstandskraft stärken“ analysiert die Vulnerabilität von Gesellschaften und 
Ländern und wie ihre Widerstandskraft gesteigert werden kann, um nachhaltigen Entwicklungsfort-
schritt zu gewährleisten. Foto: UNDP Tokyo.
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Zwischenstaatliche  
Einrichtungen

Generalversammlung 

Die Generalversammlung dient als Forum 
für globale Diskussions- und Meinungs­
bildungsprozesse und darauf aufbauen­
de Normen- und Standardsetzung.  Auf­
grund der Fülle an Themen, die in der 
Generalversammlung behandelt werden, 
haben die Mitgliedstaaten diese, ähnlich 
wie nationale Parlamente, auf fünf Aus­
schüsse verteilt. Für die Entwicklungsfra­
gen sind dabei der zweite (Wirtschaft und 
Finanzen) und dritte Ausschuss (Soziales, 
Humanitäre Fragen und Kultur) relevant. 

ECOSOC

Dem Wirtschafts- und Sozialrat der Ver­
einten Nationen (Economic and Social 
Council – ECOSOC) gehören 54 Mitglied­
staaten an. Er ist eines der sechs Hauptor­
gane der Vereinten Nationen. Als Haupt­
organ kommt ihm die Aufgabe zu, die 
für wirtschaftliche, soziale, kulturelle und 
humanitäre Themen zuständigen Sonder­
organisationen, Fonds und Programme, 
Regionalkommissionen, Fachkommissio­
nen und Ausschüsse zu koordinieren. Die 
Beschlüsse des Rates sind nicht bindend. 
Eine seiner wichtigsten Funktionen im 
Bereich Entwicklungspolitik ist die Unter­
stützung der Mitgliedstaaten bei der Aus­
arbeitung der alle vier Jahre stattfindenden 
Überprüfung der UN-Entwicklungsakti­
vitäten (Quadrennial Comprehensive Po­
licy Review – QCPR). Deutschland ist mit 
Ausnahme des Jahres 2008 seit 1974 Mit­
glied des Rates.

UN-Sekretariat

DESA

Die Hauptabteilung Wirtschaftliche und 
Soziale Angelegenheiten (Department 
of Economic and Social Affairs – DESA) 
im UN-Sekretariat unterstützt die Arbeit 
zwischenstaatlicher Einrichtungen wie 
des ECOSOC administrativ, arbeitet aber 
auch inhaltlich zu. Damit hat die Abtei­
lung auch die Verantwortung für die Vor- 
und Nachbereitung von Weltkonferenzen 
in den Bereichen Wirtschaft und Soziales. 
Zudem leistet die DESA in geringem Um­
fang technische Hilfe in Entwicklungslän­
dern.

UN-Sonderorganisationen

FAO

Die Ernährungs- und Landwirtschaftsor­
ganisation der Vereinten Nationen (Food 
and Agriculture Organization of the Uni­
ted Nations – FAO) hat sich zum Haupt­
ziel gesetzt, das Welternährungsproblem 
zu lösen. Dabei konzentriert sich die in 
Rom ansässige Organisation auf Entwick­
lungshilfe, Informationskampagnen, Re­
gierungsberatung, und sie dient als inter­
nationale Informationsschnittstelle. Die 
FAO spielt besonders bei der Nahrungs­
sicherung und der Verbesserung der Le­
bensverhältnisse der ländlichen Bevölke­
rung eine wichtige Rolle. Die Organisation 
hat derzeit 190 Mitglieder.

IFAD

In den am wenigsten entwickelten Län­
dern der Welt leben über 70 Prozent der 
Bevölkerung im ländlichen Raum, viele 
davon unter der Armutsgrenze. Der In­
ternationale Fonds für landwirtschaftliche 
Entwicklung (International Fund for Ag­
ricultural Development – IFAD) hat sich 
zur Aufgabe gemacht, Armut im ländli­
chen Raum zu bekämpfen, indem er es 
Menschen ermöglicht, ein höheres Ein­
kommen zu erwirtschaften und damit ihre 
Ernährung zu sichern. Die 1977 gegrün­
dete Sonderorganisation verfolgt dieses 
Ziel in mehr als 140 Ländern. 

ILO

Die Internationale Arbeitsorganisati­
on (International Labour Organisati­
on – ILO) setzt sich seit 1919 für bessere 
Arbeitsbedingungen von Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmern ein. Heute 
führt sie mit ihren Partnern mehr als 750 
technische Projekte in über 110 Ländern 
durch, um Arbeitsstandards zu setzen und 
zu überwachen, menschenwürdige Ar­
beitsverhältnisse für Frauen und Männer 
zu schaffen, den Dialog zwischen Arbeit­
geber- und Arbeitnehmerorganisationen 
zu fördern und somit die Produktivität 
am Arbeitsplatz zu erhöhen. Besonders 
in Entwicklungsländern sind menschen­
würdige Arbeitsverhältnisse eine wichtige 
Voraussetzung für nachhaltige Entwick­
lung. So setzt sich die ILO unter anderem 
auch für die Abschaffung von Kinder- und 
Zwangsarbeit ein. 

UNESCO

Durch Völkerverständigung zur Wahrung 
des Friedens und der Sicherheit in der 
Welt beizutragen, ist die Leitidee der 1946 
gegründeten „United Nations Educatio­
nal, Scientific and Cultural Organisation“ 
(UNESCO). So fördert die Organisation 
z.B. Modellprojekte, die darauf abzielen, 
die Bildungssituation in Entwicklungs­
ländern nachhaltig zu verbessern. Durch 
das Zusammenbringen von Natur-, Geis­
tes- und Sozialwissenschaftlern aus allen 
Weltregionen unterstützt sie den Aus­
tausch von Ideen und leistet somit einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Wissenschaft. 
Weiterhin fördert sie den Zugang zu Wis­
sen und Informationen, um der „digitalen 
Kluft“ zwischen „ärmeren“ und „reiche­
ren“ Ländern entgegenzuwirken. Kultu­
relle Vielfalt zu bewahren und das Ver­
ständnis unterschiedlicher Kulturen zu 
befördern, sind wichtige Bestandteile der 
in Paris ansässigen UNESCO. 

UNIDO

Auch für den Bereich der industriellen 
Entwicklung gibt es seit 1966 eine eige­
ne Sonderorganisation: Die Organisati­
on der Vereinten Nationen für Industriel­
le Entwicklung (United Nations Industrial 
Development Organization – UNIDO). 

   Die mit Entwicklung befassten   UN-Organisationen im Überblick
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Der Arbeitsschwerpunkt der UNIDO liegt 
darin, Entwicklungsländer beim Aufbau 
einer funktionierenden wirtschaftlichen 
Infrastruktur zu unterstützen, die nach­
haltigen und umweltgerechten Ansprü­
chen genügt. Die Organisation mit Sitz in 
Wien hat 173 Mitgliedstaaten. 

WHO

Gesundheit ist von wesentlicher Bedeu­
tung, wenn es um menschliche Entwick­
lung geht. Das spiegeln nicht zuletzt die 
MDGs wider. Die Weltgesundheitsorga­
nisation (World Health Organisation – 
WHO) wurde 1948 in Genf gegründet und 
hat sich zur Aufgabe gemacht, den best­
möglichen Gesundheitsstandard für alle 
Menschen zu erreichen. Dafür unterstützt 
sie besonders in Entwicklungsländern den 
Auf- und Ausbau der Gesundheitssysteme 
und koordiniert das Themenfeld Gesund­
heit innerhalb des UN-Systems. Die WHO 
hat derzeit 194 Mitglieder.

Fonds und Programme

UNCTAD

Ein gleichberechtigter Zugang zum glo­
balen Handel ist eine wichtige Vorausset­
zung für die Entwicklung eines Landes 
oder einer Region. Die Zielsetzung der 
Welthandels- und Entwicklungskonferenz 
(United Nations Conference on Trade and 
Development – UNCTAD) ist es, insbe­
sondere Entwicklungsländer dabei zu un­
terstützen, diesen Zugang zu bekommen. 
Momentan gehören der 1964 als Organ 
der UN-Generalversammlung gegründe­
ten UNCTAD 194 Staaten an. Die Konfe­
renzen werden in einem Turnus von vier 
Jahren abgehalten. Alle zwei Jahre wird 
zudem das „World Investment Forum” 
abgehalten, auf dem neue Herausforde­
rungen und Chancen diskutiert und Part­
nerschaften für nachhaltige Entwicklung 
und Investitionsstrategien gefördert wer­
den. Die Konferenz hat ihren Sitz in Genf.

UNEP

Die Auswirkungen des Klimawandels ge­
hören zu den größten entwicklungshem­

menden Faktoren für Entwicklungs- und 
Schwellenländer. Hier setzt das Umwelt­
programm der Vereinten Nationen (Uni­
ted Nations Environmental Programme 
– UNEP) an, das 1972 gegründet wurde. 
Es unterstützt die betroffenen Länder bei 
der Analyse von Umweltproblemen und 
erarbeitet in Zusammenarbeit mit lokalen 
Strukturen Umweltschutzprogramme, die 
in die nationalen Entwicklungsstrategien 
der Länder integriert werden. Darüber hi­
naus arbeitet UNEP an den konzeptionel­
len Grundlagen einer „Green Economy“ 
und beteiligt sich an den Verhandlungen 
um die „Sustainable Development Goals“. 
Seinen Hauptsitz hat das Umweltpro­
gramm in Nairobi (Kenia). 

UNFPA

Der Bevölkerungsfonds der Vereinten Na­
tionen (United Nations Population Fund 
– UNFPA) ist seit 1969 dem UNDP un­
terstellt und hat unter anderem das Ziel, 
die Säuglings- und Müttersterblichkeit zu 
verringern. Weitere Arbeitsschwerpunkte 
des UNFPA sind: reproduktive Gesund­
heit und Familienplanung, aktive Bevölke­
rungspolitik, sowie Aufklärungs-, Infor­
mations- und Ausbildungsprogramme. 
Darüber hinaus veröffentlicht der Fonds 
jährlich den Weltbevölkerungsbericht. 

UN-Habitat

In vielen Großstädten, besonders in Ent­
wicklungs- und Schwellenländern, leben 
über 50 Prozent der Einwohner unter ka­
tastrophalen Bedingungen in Slums. Um 
diese Situation zu verbessern, wurde nach 
einer Konferenz in Vancouver 1987 UN-
Habitat (United Nations Human Sett­
lements Programme) gegründet. UN-
Habitat fördert nachhaltige, soziale und 
umweltverträgliche Stadtentwicklung in 
Entwicklungs- und Schwellenländern. 

UNICEF

Jedes Kind auf der Welt hat das Recht auf 
eine Kindheit. Dies bildet die Grundla­
ge für die Arbeit des Kinderhilfswerks der 
Vereinten Nationen (United Nations In­
ternational Children’s Emergency Fund). 
Gegründet 1946, um die Kinder in Euro­

pa vor Unterernährung und Krankheiten 
zu schützen, operiert es heute in rund 150 
Ländern weltweit. Der Fokus der Arbeit 
von UNICEF liegt auf besonders benach­
teiligten Kindern, die in Krisenregionen 
oder Slumvierteln leben. Gerade in sol­
chen Situationen ist es enorm wichtig, die 
Kinder, die die Hilfe am nötigsten haben, 
vor Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch 
zu schützen.

UN-Women

Die stärkere Beteiligung der Frauen am 
politischen Prozess und ihre Besserstel­
lung in der Arbeitswelt, insbesondere in 
Entwicklungs- und Schwellenländern, 
sind für den Entwicklungsprozess von 
essenzieller Bedeutung. Die „United Na­
tions Entity for Gender Equality and the 
Empowerment of Women“ (UN-Women) 
übernimmt im UN-System diese Aufga­
be. Sie ist ein Zusammenschluss aus vier 
vormaligen UN-Organisationen und hat 
im Jahr 2011 ihre Arbeit aufgenommen. 
Neben Beratungstätigkeiten für UN-Mit­
gliedstaaten liegen die Schwerpunkte von 
UN-Women in der Programmarbeit zur 
Geschlechtergerechtigkeit und Frauen­
förderung. Mit dem Hauptsitz in New 
York, arbeitet UN-Women außerdem von 
zahlreichen Regional- und Länderbüros 
aus.

WFP

Über 900 Millionen Menschen auf der 
Welt sind hochgradig unterernährt. Dies 
hat nicht nur enorme Auswirkungen für 
die Betroffenen selbst, sondern auch auf 
die sozio-ökonomische Entwicklung der 
betroffenen Länder und Regionen. Das 
1961 gegründete Welternährungspro­
gramm (World Food Programme – WFP) 
der Vereinten Nationen unterstützt Ent­
wicklungsländer unter anderem bei der 
mittel- und langfristen Ernährungssiche­
rung durch zahlreiche Programme und 
leistet somit einen wichtigen Beitrag für 
das Erreichen der MDGs. Als größte hu­
manitäre Organisation der Welt besteht 
die Hauptaufgabe des WFP darin, Men­
schen in Extremsituationen nach Katast­
rophen oder Konflikten zu unterstützten 
und ihre Existenzgrundlage wieder aufzu­
bauen.

   Die mit Entwicklung befassten   UN-Organisationen im Überblick
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Internetadressen
Diese Ausgabe der UN-Basis-Informationen erscheint  
auch als interaktive Onlineversion auf 
www.dgvn.de/un-basis-informationen/
Sie enthält eine umfangreiche Linksammlung zu  
UN-Entwicklungsthemen und UN-Organisationen.
Future of the United Nations Development System (FUNDS) Projekt 
http://futureun.org/en/

Angebote der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen  
zum Themenbereich Entwicklungszusammenarbeit
Berichte über die menschliche Entwicklung
http://menschliche-entwicklung-staerken.dgvn.de/menschliche- 
entwicklung/berichte-menschliche-entwicklung/
Eine-Welt-Presse: http://www.dgvn.de/index.php?id=1884

Themenportale der DGVN
menschliche-entwicklung-staerken.dgvn.de
klimawandel-bekaempfen.dgvn.de
frieden-sichern.dgvn.de
menschenrechte-durchsetzen.dgvn.de

Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen  
braucht Sie als Mitglied.

Für Frieden.  
Für Klimaschutz.  
Für Menschenrechte. 
Für menschliche Entwicklung.

Für mehr Wissen.
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„Hand in Hand“. Fischer einer Kooperative am Indischen Ozean. Foto: Sikat Mukherjee / UNDP.
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